
Klausurthemen / Bundesrepublik / Grundgesetz 1 / S. 1 

Internet-Geschichtsbuch unter www.buehler-hd.de/gnet/ebuch/index.htm 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und die 
Erfahrungen aus der Zeit der Weimarer Republik und des 
Dritten Reiches 

 

In einem kurzen Überblick ergibt sich folgendes Bild über die Erfahrungen aus der 
Weimarer Republik: 

– Recht und Pflichten des Bundespräsidenten sind auf die eines Staatsoberhauptes 
beschränkt (völkerrechtliche Vertretung, Ausfertigung von Gesetzen), während 
der Reichspräsident (als "Ersatzkaiser") aktiv in die Politik eingriff 
(Präsidialkabinette). 

– Die Anklage des Präsidenten wegen Verletzung der Verfassung geht nicht mehr 
allein vom Parlament, sondern auch vom Bundesrat aus (zusätzliche Instanz). 

– Erfahrung: Reichspräsident hatte unkontrollierte Machtfülle. 

– Das Grundgesetz kennt außer in einer Ausnahme keine Form der direkten 
Demokratie (Volksabstimmung) 

– Erfahrung: Plebiszite bergen Gefahr der Demagogie und Propaganda in sich. 

– Eine Regierung kann nur durch "konstruktives Misstrauen", d. h. durch 
gleichzeitige Neuwahl abgesetzt werden. 

– Kein Misstrauensvotum gegen einzelne Minister. 

– Parlamentsauflösung im Verhältnis zur Weimarer Verfassung wesentlich 
erschwert.  

– Erfahrung: "Destruktive Mehrheiten" im Parlament können seine Arbeit 
lahmlegen. 

– Die Anzahl der Parteien im Parlament ist durch die Einführung der 5 %-Klausel 
reduziert, 

– die Kombination aus Mehrheits- und Verhältniswahl ermöglicht ein direkteres 
Verhältnis des Bürgers zu "seinem" Abgeordneten. 

– Die Parteien sind in ihren Programmen und in ihrer Arbeit auf das Grundgesetz 
verpflichtet, während die Weimarer Verfassung die Parteien nicht nannte. 

– Erfahrung: Kleine Parteien und interessengebundene Splittergruppen erschweren 
die parlamentarische Arbeit. 

– Die Gesetzgebung im Notstandsfall (Art. 80/81) ist genau geregelt, weitgehende 
Befugnisse des Präsidenten (wie nach Art. 48 der Weimarer Verfassung) sind 
nicht mehr vorgesehen. 

– Die Verfassungsgerichtsbarkeit hat obersten Rang, auch Bundespräsident, 
Parlament und Regierung sind ihr unterworfen. 
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– Die Weimarer Republik kannte eine solche Gerichtsbarkeit nur in Einzelfällen, 
die Entscheidung über Verfassungsgemäßheit lag sonst beim Präsidenten. 

– Erfahrung: Das BVG soll eine auch über der Legislative stehende Kontrollinstanz 
sein. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die "Väter des Grundgesetzes" vor allem aus 
dem Mangel der Weimarer Verfassung an Kontrolle und demokratischer Garantie 
gelernt hatten, indem sie Sicherungen vor dem Missbrauch von Macht (vor allem 
Misstrauensvotum, Notstandsrecht und Verfassungsgerichtsbarkeit, aber auch 
Einschränkung der Rolle des Präsidenten) vorsahen. Diese (aus heutiger Sicht) 
"Fehler" der Weimarer Verfassung beruhen im wesentlichen auf den Zeitumständen, 
unter denen sie zustande kam. Die starke Stellung des Präsidenten sollte demgemäß 
die Demokratie sichern. 

Demgegenüber kommen die Erfahrungen aus der nationalsozialistischen Zeit, die man 
in die Gestaltung des Grundgesetzes einfließen ließ, mehr aus dem 
menschenverachtenden Umgang mit den Verfassungsprinzipien. Hier sind folgende 
Punkte zu nennen: 

– Grundrechte: Die Einschränkung oder Aufhebung der Grundrechte und der 
wesentlichen Inhalte des Grundgesetzes ist nach Art. 79,3 prinzipiell unzulässig. 

– Widerstandsrecht: Der Widerstand gegen eine Aufhebung oder Störung der 
verfassungsmäßigen Ordnung ist nach Art. 20,4 geboten. Hier lag die Erfahrung 
aus dem Dilemma des deutschen Widerstandes gegen Hitler, der sich immer 
gleichzeitig im Ruf des Landesverrats sah, zugrunde. 

– Streitkräfte: Die Bundeswehr steht strikt im Rahmen der Verfassungsmäßigen 
Ordnung und ist, wie alle Staatsorgane, der Verfassung unterworfen (Art. 87a). 

– Friedensordnungen: Der Bund verpflichtet sich in Art. 24 zur Wahrung einer 
"friedlichen ... Ordnung in Europa"; Art. 26 verbietet ausdrücklich Vorbereitung 
und Führung eines Angriffskriegs. 

– Vorrang des Völkerrechts: Die Normen des Völkerrechts sind nach Art. 25 nicht 
nur Bestandteil der Verfassung, sondern gehen auch den Gesetzen vor und bilden 
ihrerseits unmittelbar Rechte und Pflichten für die Bürger. 


